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I. Antrag 

 
Der Migrationsbeirat bittet die Landeshauptstadt München, insbesondere das Referat für 
Bildung und Sport, über bestehende Maßnahmen sowie mögliche weitere Schritte zur 
Förderung von Teilhabe, Chancengleichheit und Vielfalt in Münchner 
Kindertageseinrichtungen und Schulen zu berichten und geeignete Maßnahmen 
umzusetzen. 
 
Dabei sollen insbesondere folgende Handlungsfelder berücksichtigt werden: 
 
1. Beteiligung von Eltern mit Migrationsgeschichte 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, welche Maßnahmen geeignet sind, die Beteiligung 
von Eltern mit Migrationsgeschichte in Elternbeiräten von Kinderkrippen, Kindergärten und 
Horten zu stärken. Darüber hinaus soll geprüft werden, wie Eltern mit 
Migrationsgeschichte frühzeitig über Mitwirkungsmöglichkeiten informiert und zur aktiven 
Beteiligung ermutigt werden können. 
 
2. Gewinnung von Fachkräften mit Migrationsgeschichte und männlichen 
Fachkräften 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, welche Maßnahmen sie unterstützt oder initiiert, um 
junge Menschen mit Migrationsgeschichte für pädagogische Berufe, Erziehungsberufe und 
Lehramtsstudiengänge zu gewinnen. Darüber hinaus soll geprüft werden, wie der Anteil 
männlicher Fachkräfte im Bildungsbereich erhöht werden kann. Hierzu sollen bestehende 
Programme sowie mögliche zusätzliche Maßnahmen, etwa gezielte Anspracheformate, 
Berufsorientierungstage oder Förderprogramme, vorgestellt werden. 
 
3. Interkulturelle Kompetenz und Antirassismus Arbeit 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, wie regelmäßige Fortbildungen zu interkultureller 
Kompetenz, Vielfalt, Antidiskriminierung und Antirassismus für pädagogische Fachkräfte 
gestärkt werden können. Zudem soll geprüft werden, wie Eltern stärker in entsprechende 
Bildungs- und Informationsangebote einbezogen werden können. 



4. Bekanntmachung bestehender Beschwerde- und Beratungsangebote 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, wie bestehende Beschwerde- und 
Beratungsangebote bei Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen, insbesondere die 
Angebote der Fachstelle für Demokratie, bei Eltern, Elternvertretungen, 
Kindertageseinrichtungen und Schulen stärker bekannt gemacht werden können. Hierbei 
sollen insbesondere mehrsprachige Informationsangebote geprüft werden. 
 
5. Sprachliche Teilhabe und Elternkommunikation 
 
Die Stadt wird gebeten zu prüfen, wie Eltern mit geringen Deutschkenntnissen besser in 
Bildungs- und Entwicklungsprozesse ihrer Kinder eingebunden werden können. 
Insbesondere soll sichergestellt werden, dass bei Einladungen zu Lern- und 
Entwicklungsgesprächen sowie vergleichbaren Gesprächen ausdrücklich auf bestehende 
kostenfreie Dolmetscherangebote hingewiesen wird, damit Eltern ihre Rechte und 
Möglichkeiten kennen und wahrnehmen können. 
 
6. Mehrsprachigkeit als Ressource 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, wie Mehrsprachigkeit insbesondere in städtischen 
Kinderkrippen, Kindergärten und Horten stärker als Ressource anerkannt, sichtbar 
gemacht und gefördert werden kann. Hierbei sollen die im AGABY-Antrag 
„Mehrsprachigkeit als Ressource stärken – für Bildungsgerechtigkeit, Teilhabe und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt“ dargestellten Ansätze und Empfehlungen berücksichtigt 
werden. Zudem wird angeregt, das Thema Vielfalt und Mehrsprachigkeit regelmäßig in 
Leitungsrunden und Fachkonferenzen der Einrichtungen zu behandeln. 
 
7. Richtige Schreibweise und Aussprache von Kindernamen 
 
Die Stadt wird gebeten darzustellen, wie in städtischen Kindertageseinrichtungen die 
richtige Schreibweise sowie die korrekte und wertschätzende Aussprache der Namen von 
Kindern mit Migrationsbiografie sichergestellt werden kann. 
 
Der Name eines Kindes ist ein wesentlicher Bestandteil seiner Persönlichkeit und Identität. 
Die richtige Schreibweise und Aussprache von Kindernamen ist deshalb nicht nur eine 
Frage der Höflichkeit, sondern Ausdruck von Respekt, Anerkennung und 
Gleichbehandlung. Sie berührt die persönliche Würde des Kindes und sein Recht auf 
diskriminierungsfreie Teilhabe im Bildungsalltag. 
 
Die Stadt wird daher gebeten zu prüfen, ob hierzu verbindliche Hinweise, 
Sensibilisierungen oder praktische Verfahren für städtische Kindertageseinrichtungen 
entwickelt werden können, etwa im Rahmen der Aufnahmegespräche, der Dokumentation, 
der Elternkommunikation und der pädagogischen Fortbildung. 
 
 
II. Begründung 
 
München ist eine Einwanderungsstadt. Die Vielfalt der Stadtgesellschaft zeigt sich 
besonders deutlich bei Kindern, Jugendlichen und Familien. Nach den Daten des 
Statistischen Amtes der Landeshauptstadt München wird die Bevölkerung regelmäßig 
nach Alter, Geschlecht und Migrationshintergrund ausgewiesen. Gerade in den jüngeren 
Altersgruppen ist der Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationsgeschichte 
besonders hoch. Auch der Münchner Bildungsbericht weist für die allgemeinbildenden 
öffentlichen Schulen in München einen hohen Anteil von Schülerinnen und Schülern mit 



Migrationshintergrund aus. Für das Schuljahr 2020/21 lag dieser Anteil bei 49,2 Prozent. 
An Münchner Grundschulen wurden in städtischen Unterlagen Durchschnittswerte von 
rund 57 Prozent genannt. 
 
Diese Zahlen zeigen: Migration, Mehrsprachigkeit und kulturelle Vielfalt sind im Münchner 
Bildungsalltag keine Randthemen, sondern Normalität. Wer über Bildungsgerechtigkeit in 
München spricht, muss daher auch über Elternbeteiligung, Sprachmittlung, 
Antidiskriminierung und eine wertschätzende Bildungskultur sprechen. 
 
Aus Gesprächen mit Elternvertretungen, Elternbeiräten, Migrantenorganisationen und 
pädagogischen Fachkräften wird jedoch immer wieder berichtet, dass Eltern mit 
Migrationsgeschichte in Beteiligungsstrukturen deutlich schwächer sichtbar sind, als es 
dem Anteil ihrer Kinder in den Einrichtungen und Schulen entsprechen würde. Konkrete 
belastbare Zahlen zur Zusammensetzung von Elternbeiräten liegen hierfür bislang nicht in 
ausreichendem Umfang vor. Gerade deshalb sollte die Stadt prüfen, ob und wie die 
Beteiligung von Eltern mit Migrationsgeschichte in den Elternbeiräten von Kinderkrippen, 
Kindergärten und Horten besser erfasst und gezielt gestärkt werden kann. 
 
Elternbeteiligung ist kein Nebenthema. Sie entscheidet mit darüber, ob Familien Vertrauen 
in Bildungseinrichtungen entwickeln, ob Informationen tatsächlich ankommen und ob 
Kinder frühzeitig die Unterstützung erhalten, die sie benötigen. Wenn bestimmte 
Elternmilieus in Beteiligungsstrukturen kaum vorkommen, fehlen wichtige Erfahrungen und 
Perspektiven in der praktischen Arbeit vor Ort. 
 
Auch sprachliche Hürden spielen weiterhin eine erhebliche Rolle. Viele Eltern kennen 
bestehende Unterstützungsangebote, Dolmetsch Möglichkeiten oder 
Beschwerdestrukturen nicht ausreichend. Gerade bei Lern- und Entwicklungsgesprächen, 
Aufnahmegesprächen oder Konfliktgesprächen ist es aber entscheidend, dass Eltern die 
Inhalte verstehen und sich selbst angemessen einbringen können. Deshalb sollte auf 
bestehende kostenfreie Dolmetscherangebote ausdrücklich und frühzeitig hingewiesen 
werden. 
 
Ein weiterer zentraler Punkt ist die Mehrsprachigkeit. Mehrsprachigkeit darf im 
Bildungsbereich nicht als Störung oder Defizit behandelt werden. Sie ist Teil der 
Lebensrealität vieler Kinder und kann eine Ressource für Bildungserfolg, 
Identitätsentwicklung und gesellschaftliche Teilhabe sein. Der vorliegende AGABY-Antrag 
zur Stärkung der Mehrsprachigkeit greift diesen Gedanken auf und sollte auch im 
kommunalen Zuständigkeitsbereich geprüft werden. 
 
Gleichzeitig braucht es eine stärkere Sensibilisierung für Diskriminierung und Rassismus 
im Bildungsalltag. Bestehende Melde-, Beschwerde- und Beratungsstrukturen, etwa bei 
der Fachstelle für Demokratie, müssen den Eltern und Elternvertretungen besser bekannt 
gemacht werden. Nur wenn Betroffene wissen, wohin sie sich wenden können, können 
Diskriminierungserfahrungen sichtbar gemacht und bearbeitet werden. 
 
Besondere Aufmerksamkeit verdient auch der Umgang mit den Namen der Kinder. Für 
viele Kinder mit Migrationsbiografie beginnt Anerkennung bereits damit, dass ihr Name 
richtig geschrieben und richtig ausgesprochen wird. Wiederholte falsche Schreibweisen 
oder abwertende Verkürzungen können Kindern vermitteln, dass ihre Herkunft, Sprache 
oder Identität weniger wichtig sei. Eine bewusste, respektvolle Namenspraxis in 
Kindertageseinrichtungen ist daher ein einfacher, aber wirkungsvoller Beitrag zu 
Anerkennung, Zugehörigkeit und diskriminierungsfreier Bildung. 
 
 



Der Migrationsbeirat sieht deshalb Handlungsbedarf. Die Stadt München sollte dort, wo sie 
unmittelbar zuständig ist, insbesondere im Bereich der städtischen 
Kindertageseinrichtungen, Elternbeteiligung, Mehrsprachigkeit, Antidiskriminierung und 
interkulturelle Kompetenz gezielt stärken. Im schulischen Bereich sollte sie im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten bestehende Unterstützungsangebote sichtbar machen, mit den 
zuständigen staatlichen Stellen kooperieren und die Perspektiven von Familien mit 
Migrationsgeschichte stärker einbringen. 
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III. Beschluss nach Antrag 
Mehrheitlich beschlossen. 
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